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Abkiirzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Sténderates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

SNB Schweizerische Nationalbank

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

FK-SR Finanzkommission des Stdnderates

EU Européische Union

v Invalidenversicherung

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

EDA Eidgendssisches Departement fir auswértige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher
Bemessungsgrundlagen und das grenziberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

Frontex Européische Agentur flr die Grenz- und Kistenwache

1ZA Internationale Zusammenarbeit

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

ONU Organisation des Nations unies

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

BNS Banque nationale suisse

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats

UE Union européenne

Al Assurance-invalidité

EEE I'Espace économique européen

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et
transfert des bénéfices)

Frontex Agence européenne de garde-frontieres et de garde-cotes

Cl coopération internationale

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the

Near East
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Polizei

Der Nationalrat beschéftigte sich in der Wintersession 2021 als Erstrat mit der
Ubernahme der EU-Verordnung 2020/493 iiber das System FADO (False and
Authentic Documents Online), die eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands
darstellt. Wahrend der Nutzen des Systems FADO fur die Schweiz unbestritten war,
taten Vertreterinnen und Vertreter der SP- und der Grlinen Fraktion in ihren Voten vor
allem ihren Unmut Uber den Entscheid der EU-Kommission kund, die Verantwortung fur
das System FADO an Frontex zu Ubertragen. Die Grenzschutz-Agentur Frontex sei eine
«total dysfunktionale Institution» (Christian Dandrés, sp, GE), gegen die «verschiedene
Verfahren und Vorwdirfe» wegen Grundrechtsverletzungen im Raum stlinden, flhrte
Florence Brenzikofer (gp, BL) aus. Eine Minderheit Brenzikofer beantragte denn auch
die Sistierung der Vorlage bis zur allfélligen Referendumsabstimmung Uber den
Bundesbeschluss zur finanziellen Beteiligung der Schweiz an Frontex. Uber eine
intensivere Zusammenarbeit mit Frontex wie die Weiterbeteiligung der Schweiz am
System FADO solle erst entschieden werden, nachdem sich die Stimmbevélkerung zu
Frontex habe dussern kénnen, argumentierte die Antragstellerin. Ausserhalb des links-
grinen Lagers fand der Sistierungsantrag jedoch keine Zustimmung und wurde mit 106
zu 57 Stimmen bei 6 Enthaltungen deutlich abgelehnt. Der Ratsmehrheit erschien es in
den Worten von Beat Flach (glp, AG) «véllig verfehlt», die Umsetzung der Schengen-
Weiterentwicklung zu verzégern und «die Schengen-Assoziierung nur wegen dieser
kleinen Anpassung zu riskieren». Nachdem er auf das Geschéaft eingetreten war, nahm
der Nationalrat eine einzige Anderung am Entwurf vor. Auf Antrag seiner vorberatenden
Rechtskommission strich er einen Absatz, wonach der Bundesrat erméachtigt wurde,
selbststindig neue Staatsvertrage mit Anderungen der Zugriffsrechte auf FADO
abzuschliessen. Der Nationalrat sprach sich stillschweigend daflr aus, dass das
Parlament in solchen Féllen vorgangig konsultiert werden muss. In der
Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die Vorlage mit 123 zu 62 Stimmen bei 5
Enthaltungen an, wobei die Grine Fraktion geschlossen, die SP-Fraktion
grossmehrheitlich und einzelne Mitglieder der SVP-Fraktion dagegen votierten. '

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «lnstitutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 pragten.

Mitte Mérz beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einfiihrung von
Schengen-Grenzkontrollen - und damit faktisch die Schliessung der Grenzen - zu allen
Nachbarlandern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flige aus sémtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Birgern die Rickreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Fluge und geschlossene Grenzen die eigenstéandige Ruckreise
verunmaoglichten, initiierte das EDA die bis anhin grosste Riickholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion fihrten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflige fir rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer méglichst baldigen Offnung der
Grenzen zu Deutschland und Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizligigkeit laut. Trotz des Dréngens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fuhrte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein.

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
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geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spatestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklarung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhandlers - Roberto Balzaretti - und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretédrin und Chefunterhandlerin fir mediale Schlagzeilen.
Waéhrend zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat flir seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verstandnis fur erneute Verzogerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die M&glichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Européischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems flir den Schengen-Raum
sowie eine ndtig gewordene Anderung des Auslander- und Integrationsgesetzes, die
vom Standerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veréffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Kohérenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen far die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitéren Hilfe, der Férderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekdmpfung des
Klimawandels starker gewichtet.

Von besonderer Bedeutung flr die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemass die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur fiir ein nichtstiandiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschéftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Wéhrend Roland Blichel (svp, SG) noch immer flr einen Verzicht auf die Kandidatur
kémpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Standerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Fur den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwahnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte Uberdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortférderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfahigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, geférdert. Die
SVP bemtuhte sich zudem um den Ruckzug der Schweiz vom UNO-Flichtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstltzung Uber die
Fraktionsgrenzen hinaus.

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausfihrlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich fur ein Nichteintreten ein und begrindeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Rate die
Krediternéhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
far die humanitare Hilfe.

Ferner beschéftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Rate
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizlgigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Koénigreich aus. In beiden Fallen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit fur die Kooperation mit Grossbritannien aus.

Im Nachgang des 2019 geféllten EDA-Entscheids zu den Tatigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten veréffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Uberprifung des Bundesgesetzes lber die im Ausland
erbrachten  Sicherheitsdienstleistungen. Er  beschloss die Prufung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
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abgelehnt wurde.

Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund fiir die Anderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Ubereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.

Obwohl die Genfer Standesinitiative  fir ein  Referendum  Uber das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.lv. 19.313) im Mé&rz noch klar vom Stédnderat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allmahlich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevodlkerung Uber ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
kénnen - wobei die Abstimmung Uber den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte - und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemass auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von Uber 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen Uberaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-6ffnungen und den Quarantédnebestimmungen erklédren l8sst.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfir war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. 2

In der Frihjahrssession 2021 nahm der Nationalrat Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. Der Bericht gab einen Uberblick iiber die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr, wobei er sich strukturell an der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023
und deren vier Schwerpunkten ausrichtete. Einen besonderen Fokus legte er aus
Aktualitatsgrinden auf die Corona-Pandemie. Diese fuhrte im Jahr 2020 zur gréssten
Ruckholaktion der Schweizer Geschichte und zu einem ausgeweiteten Einsatz der IZA.
Daruber hinaus starkten der Einbezug der Schweiz in das européische Krisendispositiv,
der funktionierende EU-Binnenmarkt und der grosse Nutzen zahlreicher bilateraler
Abkommen wahrend der Pandemie das europapolitische Ziel des Bundesrats, den
bilateralen Weg mithilfe eines institutionellen Rahmenabkommens zu vertiefen. Ein
weiterer zentraler Aspekt der Aussenpolitik im Berichtsjahr war die Schweizer
Kandidatur fur den UNO-Sicherheitsrat, welche durch den angeklindigten Einbezug des
Parlaments im Inland vorangetrieben wurde. Ebenfalls hervorgehoben wurden die
geografischen und thematischen Teilstrategien, mit denen der Bundesrat die Koharenz
der Aussenpolitik verstarken will. Dazu gehdren die MENA-Strategie, die China-Strategie
und die Subsahara-Afrika-Strategie, sowie die |ZA-Strategie, die Strategie zur
Digitalaussenpolitik und die Strategie Landeskommunikation.

Claudia Friedl (sp, SG) kritisierte im Namen der APK-NR das Fehlen einer «Teilstrategie
Europa» in diesem Bericht. Zudem unterstitze die Kommission zwar grundsatzlich das
Bestreben des Bundesrats, die Politikkohdrenz zu erhéhen, sie verlange aber, dass die
Agenda 2030 den Ubergeordneten Rahmen flr die Aussenpolitik bilden solle. Die
Kommission beméangelte laut Friedl auch das zu kurze Kapitel zum Thema «Migration
und Flucht», merkte aber selbst an, dass der Bundesrat im Migrationsbericht vertieft
darauf eingehen wolle. Kommissionssprecher Denis de la Reussille (pda, NE) figte dem
Votum seiner Kollegin hinzu, dass die Frage des Zugangs zu Wasser weiterhin eine
wichtige Rolle in der Schweizer Aussenpolitik spielen werde. Bei dieser Thematik kénne
sich die Schweiz mit ihrem Fachwissen einbringen. Noch kritischer als die Kommission
war Nationalrat Roland Blchel (svp, SG), der sich entrlstet darlber zeigte, dass das
Rahmenabkommen und die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU im Bericht
erst an achter Stelle aufgefiihrt wurden. Er verlangte die Uberweisung dieses Dossiers
an das Parlament. Nationalrétin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) bezeichnete die fehlende
Fahrungsverantwortung des Gesamtbundesrats, dessen verwirrende Kommunikation
und den mangelnden Einbezug des Parlaments diesbezlglich als «Trauerspiel» und
forderte ebenfalls die Uberweisung des Rahmenabkommens an das Parlament.
Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) sprach die bevorstehende Publikation der
China-Strategie an und verlangte, dass die Schweiz von China die Respektierung der
Menschenrechte, mehr Transparenz und die Einhaltung international anerkannter
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Handelsregeln einfordern misse. Zum Abschluss der Debatte erklarte Bundesrat Ignazio
Cassis, dass sich die globalen Krafteverhaltnisse nicht zuletzt aufgrund der wachsenden
Konkurrenz der Grossméachte veranderten. Die Schweiz musse in internationalen
Auseinandersetzungen als Brickenbauerin fungieren, an ihren Trimpfen wie den guten
Diensten festhalten und zugleich ihre Aussenpolitik agiler gestalten, beispielsweise
durch Wissenschaftsdiplomatie oder die digitale Aussenpolitik. Cassis betonte zudem,
dass die Europafrage auch bei einem gescheiterten Rahmenabkommen zentral bleiben
werde und dass die Schweiz sich auch in den bilateralen Beziehungen mit européischen
Staaten engagiere, unter anderem durch die Mind the Gap-Strategie mit dem
Vereinigten Kénigreich. *

Beziehungen zur EU

Dans son message du 7 mars, le Conseil fédéral a invité le parlement a approuver deux
arrétés fédéraux concernant le développement de I'acquis de Dublin/Eurodac. Il s'agit,
pour le premier, de I'approbation et la mise en ceuvre des échanges de notes entre la
Suisse et I'UE concernant la reprise du réglement (UE) n° 604/2013 établissant les
critéres et mécanismes de détermination de I'Etat membre responsable de I'examen
d’une demande de protection internationale. Le second concerne I'approbation et la
mise en ceuvre de I'échange de notes entre la Suisse et 'UE concernant la reprise du
réglement (UE) n°® 603/2013 relatif & la création d’Eurodac, et modifiant le réglement
(UE) n® 1077/2011 portant création d’une agence européenne pour la gestion
opérationnelle des systemes d’information a grande échelle au sein de I'espace de
liberté, de sécurité et de justice. Ceux-ci impliquent des modifications de la loi
fédérale (LEtr) sur les étrangers et de la loi sur I'asile (LAsi). Le Conseil fédéral a fait de
nombreux changement par rapport au droit en vigueur. Il a par exemple décidé
d'introduire une détention de six semaines supplémentaires pour le requérant d'asile
refusant de coopérer. Il s'agit ainsi d'empécher qu'une personne puisse, par son
comportement non coopératif, éviter un transfert Dublin. Ses mesures, plus restrictive,
servent a garantir la crédibilité de la politique migratoire. En ce qui concerne les regles
applicables aux familles et aux mineurs, elles ont été formulées plus clairement et elles
prennent mieux en compte la protection d'un mineur & qui on doit désormais assigner
une personne de confiance.

Le Conseil national a commencé son traitement le 19 juin lors de la session d'été. Une
minorité UDC (Mérgeli (udc, ZH), Bichel (udc, SG), Muri (udc, LU), Reimann (udc,
SG),Reimann (udc,AG), Stamm (udc, AG)) s'est opposée a I'entrée en matiére des deux
arrétés fédéraux. Morgeli (udc, ZH) a pris la parole pour critiquer le systéme
Schengen/Dublin, notamment ses colts et le fait de devoir reprendre
automatiquement du droit européen. Ses autres collégues de I'UDC se sont également
donné a cceur joie & la critique. La conseillére fédérale Sommaruga (ps) a rappelé que le
systeme Dublin était nécessaire vu la situation critique en Italie avec les milliers de
migrants devant étre sauvés par I'opération Mare Nostrum. Elle a demandé d'ouvrir les
yeux face a cette misere et de comprendre que I'ltalie avait besoin de soutien. Puis, elle
a souligné I'importance de renouveler le systeme Dublin et Eurodac. La proposition de
la minorité Morgeli de ne pas entrer en matiére a été rejetée par 134 voix contre 50 et 4
abstentions.

Le traitement a repris lors de la session d'automne. Il y a alors eu quatre propositions
de minorité de gauche et de droite concernant I'arrété fédéral réglant la reprise du
réglement (UE) n° 604/2013. La Conseillere fédérale Sommaruga a demandé au
parlement de rejeter toutes les propositions de minorité, ce qu'il a fait. L'article 17 qui
regle la maniére dont est désignée la personne de confiance & un mineur de LAsi a été
modifié par la Chambre du peuple. Il a été élargi de I'alinéa 6 dans lequel il est stipulé
que c'est au Conseil fédéral de désigner la compétence et le réle d'une personne de
confiance pour un mineur. Finalement, le premier arrété fédéral a été adopté avec la
modification de I'article 17 de LAsi par 132 voix contre 53. Le deuxieme arrété fédéral a
été adopté sans discussion par 121 voix contre 49 et 11 abstentions.

Le Conseil des Etats a adhéré aux deux arrétés fédéraux avec la modification proposée
par le Conseil national lors de la session d'automne. Le premier est passé par 37 voix
contre 2 et 4 abstentions et le deuxieme par 34 voix contre 2 et 4 abstentions.

Lors du vote final le 26 septembre, le Conseil national a adopté le premier arrété par
139 voix contre 57 et le deuxieme par 127 voix contre 65 et 5 abstentions. Le Conseil des
Etats a également adopté les deux arrétés fédéraux, I'un par 42 voix contre 2 et 1
abstention et |'autre 39 voix contre 2 et 4 abstentions. *
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Le 28 mai, le Conseil fédéral a transmis au Parlement le message portant sur
|'approbation d'un crédit-cadre de 45 millions de francs en faveur de la Croatie. Ainsi,
la Croatie qui est membre de I'Union Européenne depuis 2013, bénéficierait du méme
soutien que les autres pays de I'Europe de I'Est qui ont adhéré a I'UE depuis 2004.
Cette aide financiére a pour but d'aider les pays de I'Est a se développer et a réduire les
disparités économiques et sociales au sein de I'UE élargie. Il s'agit, par ce moyen,
également de renforcer les relations que ces pays entretiennent avec la Suisse. Le sujet
avait été mis de coté aprés le vote du 9 février, mais le Conseil fédéral a débloqué la
situation fin avril en expliquant qu'il respecterait la libre circulation méme sans accord
et en confirmant qu'il verserait les 45 millions prévus.

La CPE-CE a proposé a son conseil d'adhérer au projet, ce qu'a fait le Conseil des Etats
en donnant son feu vert au versement de 45 millions de francs a titre d'aide a la Croatie
lors de la session d'automne 2014 par 39 voix contre 2. Il y a eu opposition de Thomas
Minder (indépendant, SH) qui s'est montré sceptique envers I'approbation du peuple
suisse sur ce versement, surtout apres I'acceptation de I'initiative contre I'immigration
de masse.

Le Conseil national a également approuvé le crédit lors de la session d'hiver par 132 voix
contre 53 et 6 abstentions. L'UDC s'est opposée au versement en proclamant que cette
aide financiere était uniquement dans I'intérét de I'UE et n'apportait aucun avantage a
la Suisse. La demande de I'opposition formée par Blchel (udc, SG), Aebi (udc, BE),
Estermann (udc,LU), Mérgeli (udc, ZH), Reimann (udc, SG) et Stamm (udc, AG)
concernant la suspension de débat, jusqu'a ce que les négociations concernant la mise
en ceuvre de l'initiative contre I'immigration de masse aient abouti, a été rejetée par
128 voix contre 54.

L'aide financiere devrait étre utilisée a partir de mai 2017 pour financer des projets
concrets visant a améliorer les conditions de vie sur place et a instaurer davantage de
sécurité. ®

Le 19 mars 2014, le groupe socialiste déposait une motion visant, selon les termes
exposés ci-apres, a garantir la collaboration de la Suisse avec I'Europe: "Le Conseil
fédéral est chargé de préserver la qualité de nos relations avec I'Union européenne. Il
doit proposer au Parlement les dispositions législatives nécessaires au maintien, au
développement et a la consolidation de ces relations."

Ce texte faisait alors suite a I'acceptation, le 9 février 2014, de I'initiative populaire
"Contre I'immigration de masse", dont découlaient certaines craintes quant a sa
compatibilité avec le maintien de la relation bilatérale entre la Suisse et I'UE. Le groupe
socialiste avait dés lors jugé nécessaire, non seulement de réfléchir & un nouveau
partenariat helvético-européen, mais surtout d'empécher que les Bilatérales ne
puissent étre rompues sans une consultation préalable du peuple.

Le 21 mai 2014, le Conseil fédéral a formulé un premier avis favorable a I'adoption de la
motion du groupe socialiste, confirmant par la méme occasion la nécessité de réfléchir
a une solution susceptible de préserver a la fois la libre circulation des personnes et la
relation unissant la Suisse a I'UE.

Dans un premier temps combattue par le conseiller national Roland Blichel (udc, SG) en
juin 2014, la motion du groupe socialiste a finalement été acceptée par la chambre
basse en mai 2015 (101 voix pour I'adoption, 85 pour le rejet et 4 abstentions).

Le Conseil des Etats s'est également prononcé en faveur de I'adoption de la motion le
24 septembre 2015 (28 voix pour I'adoption, 15 pour le rejet, O abstention), suivant ainsi
|'avis de la majorité de la CPE-CE qui, lors d'un rapport daté du 29 juin 2015, rappelait
I'importance accordée par une grande majorité de la population suisse a la voie
bilatérale et mettait en garde contre le signal extrémement négatif qui serait envoyé a
I'UE si la présente motion venait a étre rejetée. ¢

Par le biais du postulat «Participation a la coopération européenne», le conseiller
national Martin Naef (ps, ZH) invite le Conseil fédéral a préciser la stratégie de la Suisse
en ce qui concerne sa coopération avec I'UE, notamment dans les domaines ayant trait
a l'acces des entreprises suisses au marché européen, a la formation, a la recherche, a
la sécurité ou a la contribution helvétique au processus d'intégration européenne.

Si le Conseil fédéral propose d'accepter le postulat, ce dernier est dans un premier
temps combattu par le député Roland Biichel (udc, SG), et donc renvoyé.

En juin 2018, le représentant de I'Union démocratique du centre s'explique devant la
chambre du peuple: un rapport sur I'état des relations entre la Suisse et I'UE serait
superflu, puisque la question appartient aux affaires courantes du DFAE. Ignazio Cassis
fait toutefois part de la volonté du Conseil fédéral d'établir un tel rapport, afin de
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répondre conjointement au présent postulat et au postulat 13.3151. Le compte-rendu
sera publié durant le dernier trimestre de I'année 2018.

Le postulat est finalement adopté par une majorité de la chambre basse (120 voix pour,
68 contre, 0 abstention) lors du vote du 5 juin 2018.7

Im Oktober 2019 befasste sich die FK-NR mit dem Verpflichtungskredit zur
Weiterentwicklung des Schengen/Dublin-Besitzstands. Sie sprach sich fir den
Verpflichtungskredit aus, sofern die APK-NR die Schweizer Teilnahme an
Schengen/Dublin weiterhin fir unumganglich halte. Die APK des Nationalrats beriet im
November 2019 Uber die Botschaft des Bundesrats. Ein Antrag auf Sistierung des
Geschafts bis zur Kléarung des institutionellen Abkommens und dessen Kosten, lehnte
die Kommission mit 17 zu 8 Stimmen ab und nahm stattdessen die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit der gleichen Stimmenzahl an. Sie fligte dieser jedoch eine
Klausel hinzu, geméass welcher der Kredit erst freigegeben werden kann, wenn das
Parlament die gesetzlichen Grundlagen - vor allem im Bereich des Datenschutzes -
daflr beschlossen hat.

Das Geschéft gelangte in der Wintersession in den Nationalrat, wo sich eine SVP-
Ratsminderheit um Nationalrat Blchel (svp, SG) fur die Sistierung des Kredits einsetzte.
Bis die offenen Fragen zum institutionellen Abkommen mit der EU geklart und die
hohen Kosten Uberdacht seien, solle man die Kreditvergabe verschieben. Diese Haltung
stiess bei den Vertreterinnen und Vertretern der anderen Parteien auf wenig Resonanz.
Nationalratin  Schneider-Schneiter (cvp, BL) befand es fir notwendig, die
Informationssysteme auszubauen, und warf den Gegnerinnen und Gegnern der Vorlage
vor, nicht wirklich Interesse an einer geregelten Migration und an einem effizienten
Asylverfahren zu haben. Selbst Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) nahm sich in seiner Kritik
an der SVP-Fraktion nicht zurlck und zeigte sich irritiert, dass die ansonsten
«befreundete» SVP-Fraktion den Nutzen von Schengen/Dublin in den Bereichen
Tourismus und Migration nicht erkenne. Dartber hinaus warf er ihr vor,
Falschinformationen zu verbreiten. Denn das Rahmenabkommen sei vertraglich
unabhangig von Schengen/Dublin. Der fragliche Kredit stelle einen weiteren Vollzug
bereits getroffener Entscheide zur Weiterentwicklung der Informationssysteme dar.
Konsequenterweise misse der Nationalrat diesen also annehmen.

Die Minderheit erhielt fur ihren Sistierungsantrag Uber die eigene Fraktionsgrenze
hinaus keine Unterstitzung und blieb mit 55 zu 138 Stimmen (bei zwei Enthaltungen)
chancenlos. Mit 137 zu 6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat
schliesslich der Empfehlung seiner aussenpolitischen Kommission und tbernahm dabei
auch die vorgeschlagene Anderung. ®

In der Sommersession 2021 kam die Motion Rieder (mitte, VS) Uber die gesetzliche
Grundlage zur Wahrung des Mitsprache- und Entscheidungsrechts von Parlament,
Volk und Kantonen bei der Umsetzung des Rahmenabkommens in den Nationalrat. Die
APK-NR hatte sich im Vorfeld der Session mit der Motion befasst und deren Annahme
beantragt. Die Kommissionsmehrheit befand geméss Kommissionssprecherin
Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass das Motionsanliegen wichtig sei und zudem die
gleichen Ziele verfolge wie eine im November 2020 eingesetzte Subkommission der
APK-NR. Eine SVP-Minderheit Blichel (svp, SG) setzte sich hingegen fur die Ablehnung
der Motion ein, da der Rahmenvertrag gescheitert war und demnach auch keine
Mitspracherechte bei dessen Umsetzung diskutiert werden mdussten. Fur die
Kommissionsmehrheit stellte das keinen Hinderungsgrund dar, da derartige
Fragestellungen auch im Hinblick auf zuklnftige Abkommen mit der EU geklart werden
sollten, wie Nicolas Walder (gp, GE) ausfiihrte. Aussenminister Cassis empfahl dem
Stdnderat hingegen, die obsolet gewordene Motion abzulehnen. Der Widerstand der
SVP- und FDP-Fraktionen reichte aber nicht aus, um die Motion zum Scheitern zu
bringen. Stattdessen nahm die grosse Kammer diese mit 109 zu 76 Stimmen (bei 1
Enthaltung an). ?
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Aussenwirtschaftspolitik

Der Bundesrat publizierte im Januar 2023 den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2022 sowie vier Bundesbeschlisse. Diese vier Beschlisse umfassten die Genehmigung
des Internationalen Kaffee-Ubereinkommens von 2022, die Genehmigung des 2022
revidierten Internationalen Kakao-Ubereinkommens von 2010, die Genehmigung des
Abkommens zwischen dem WBF und dem Bundesministerium fur Wirtschaft und
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland Uber Zusammenarbeit und Koordinierung
der Wettbewerbsbehdérden sowie die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen 2022.
Der Bericht lieferte einen Uberblick tiber die wichtigsten aussenwirtschaftspolitischen
Entwicklungen im vergangenen Jahr. Pragend waren dabei die Auswirkungen des Kriegs
Russlands gegen die Ukraine (insbesondere bei den globalen Produktions- und
Lieferketten), die starke Inflation, die nachwirkenden Schwierigkeiten rund um die
Covid-19-Pandemie, die zukUlnftige Stossrichtung fur ein Verhandlungspaket mit der EU
sowie die weltweite Tendenz zu mehr Protektionismus.

Der Nationalrat befasste sich in der Frihjahrssession 2023 mit dem Bericht. Die
Fraktionen gingen auf die fur sie wichtigsten Punkte ein. So warnte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) flr die Mitte-Fraktion vor der Erosion des bilateralen
Wegs mit der EU und auch SP-Vertreter Fabian Molina (sp, ZH) forderte den Bundesrat
auf, die Sondierungsgesprache mit der EU rasch voranzubringen. Den Sprechenden der
FDP- sowie der GLP-Fraktion bereitete allen voran die Problematik des Protektionismus
respektive die «zahlreichen grossen Subventionsprogramme und staatlichen Beihilfen
anderer Lander» (Petra Gossi fdp, SZ) Sorgen. Auch Roland Biichel (svp, SG) kritisierte
seitens der SVP den Protektionismus. Er warb als Gegenmittel daftr, den Freihandel
voranzutreiben und auch mit Ldndern zusammenzuarbeiten, «die nicht unseren Idealen
entsprechen». Die Grinen in Person von Nicolas Walder (gp, GE) wiederum kritisierten
generell die Aussenwirtschaftspolitik des Bundesrates, in welcher zu fest auf Handels-
und Konsumwachstum fokussiert werde und es einen Mangel an Kontrollmechanismen
fur die Unternehmen gebe. In den anschliessenden Abstimmungen wurden die vier
Bundesbeschlisse einstimmig angenommen.

Der Standerat behandelte den Aussenwirtschaftsbericht in derselben Session.
Nachdem Pirmin Bischof (mitte, SO) fir die Kommission sowie Wirtschaftsminister
Parmelin seitens des Bundesrates die wichtigsten Themen des Berichts hervorgehoben
hatten, nahm die kleine Kammer die vier Bundesbeschlisse jeweils einstimmig an. ™

Die aussenpolitische Kommission des Nationalrates verlangte im Februar 2023 einen
Erganzungsbericht zur aussenwirtschaftlichen Strategie des Bundesrates. Dieser
Bericht solle auf die Auswirkungen und moglichen Antworten der Schweiz auf den
«Inflation Reduction Act» der USA und den Industrieplan fur den griinen Deal der EU
eingehen. Der geforderte Bericht kénne in den Bericht zur Aussenwirtschaftpolitik
2023 integriert werden. Eine Minderheit Blchel (svp, SG) beantragte die Ablehnung des
Postulats, der Bundesrat dessen Annahme.

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2023 mit dem Anliegen. Die beiden
Sprecher der APK-NR, Eric Nussbaumer (sp, BL) und Nicolas Walder (gp, GE),
erlduterten, dass die Schweiz angesichts dieser beiden Investitionsprogramme im
Umfang von jeweils mehreren Hundert Milliarden Dollar eine neue Teilstrategie
entwickeln musse. Im Bericht solle der Bundesrat aufzeigen, wie die Schweiz auf solche
Entwicklungen reagieren kénne, welche Auswirkungen er etwa auf die
Versorgungsketten erwarte und wie er die Chancen dieser Investitionsprogramme flr
die Schweizer Unternehmen einschatze. Roland Buichel erachtete einen solchen Bericht
jedoch als unndétig und betonte, er diene nur dazu, «linke politische Zwecke zu
erreichen». In der Abstimmung sprachen sich 132 Mitglieder des Nationalrates flr die
Annahme des Postulats aus, 51 waren dagegen. Zur geschlossen gegen das Postulat
stimmenden SVP-Fraktion gesellte sich ein Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. "
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Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2018 schlug die WAK-SR vor, als Gegenstlick zur Unternehmenssteuerreform der
AHV aus dem vollstandigen Demografieprozent der Mehrwertsteuer, einer Erhéhung
des Bundesbeitrags sowie der Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neu
zusatzlich ungefahr CHF 2 Mrd. jahrlich zukommen zu lassen - was von den Schweizer
Stimmblurgerinnen und Stimmbdurgern im Mai 2019 angenommen wurde. Diese Idee
einer Zusatzfinanzierung fur die AHV kam jedoch nicht von ungefahr, hatten doch seit
2017 zahlreiche Mitglieder der eidgendssischen Rate Vorstdsse flr eine einmalige oder
regelmassige Zusatzfinanzierung fiir die AHV eingereicht.

Den Anfang machte die FK-NR im Oktober 2017. Nachdem die Schweizer
Stimmbevolkerung die Altersvorsorge 2020 kurz zuvor an der Urne abgelehnt hatte,
beantragte die Kommission in einer parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 17.496), der AHV
im Jahr 2018 den im Budget 2018 frei gewordenen Betrag von CHF 441.8 Mio., der zuvor
fur die AHV geplant gewesen war, ihr nun aufgrund der abgelehnten Altersvorsorge aber
verwehrt werden sollte, zukommen zu lassen. Dieser Vorschlag fand jedoch in der FK-
SR keine Mehrheit.

In der Folge waren insbesondere Forderungen, wonach die SNB eine Finanzzulage an
die AHV leisten solle, prominent. Den ersten Schritt machte diesbezlglich Peter Keller
(svp, NW; Ip. 18.3124) mit einer Interpellation. Da die SNB seit Januar 2015 einen
Negativzins von 0.75 Prozent auf die Gelder, die bei ihr lagerten, kassiere und dadurch
auf Kosten der Schweizer Sparenden sowie Rentnerinnen und Rentner 2015 bis 2017
fast CHF 5 Mrd. eingenommen habe, wollte er vom Bundesrat wissen, ob dieser
ebenfalls der Meinung sei, dass die entsprechenden Gelder nach Beendigung der
ausserordentlichen Massnahmen durch die SNB wieder der Schweizer Bevolkerung
zurlickgegeben werden sollten - etwa Uber die AHV. Der Bundesrat erklarte sich dabei
mit der aktuellen Regelung, die eine Ausschittung der Gewinne an die Bevdlkerung
ermogliche, aber auch die Unabhangigkeit der SNB gewahrleiste, zufrieden. Ende 2018
folgte Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 18.4327) mit einer Motion, die den Bundesrat
beauftragen sollte, die Gewinnaufteilung der SNB so zu andern, dass die von der
Nationalbank erhobenen Negativzinsen vollstandig auf Kosten des Bundes, dessen
Auszahlungen entsprechend geklrzt werden sollten, an die AHV fliessen sollten. Da der
Bund faktisch keine Schuldzinsen bezahle und stattdessen sogar ein Zinstberschuss auf
neuen Bundesobligationen erwirkt werde, sei er einer der Profiteure der Negativzinsen,
argumentierte der Motiondr. Thomas Matter (svp, ZH; Pa.lv. 18.465) forderte in einer
parlamentarischen Initiative - erfolglos -, dass die Nationalbank die Halfte ihres
Eigenkapitalzuwachses seit dem 31. Dezember 2007 einmalig an die AHV Uberweisen
solle, sobald sich das internationale Finanzsystem und die Bilanzsumme der SNB
normalisiert haben. Noch bevor sich der Nationalrat entschieden hatte, dem Vorstoss
Matters keine Folge zu geben, wollte Maximilian Reimann (svp, AG; Pa.lv. 19.481)
ebenfalls mit einer parlamentarischen Initiative daflr sorgen, dass die Ertrége aus
Negativzinsen nicht als Reingewinn der SNB verbucht werden, sondern der AHV - sowie
allenfalls den Pensionskassen und der dritten Saule - zugute kommen.

Doch nicht nur im Bereich der Nationalbank, auch in weiteren Bereichen sah die SVP
Potenzial fir eine Unterstitzung der AHV. So reichte die SVP-Fraktion im September
2018 drei Motionen ein, mit denen die Rahmenkredite fur die Entwicklungshilfe um CHF
1 Mrd. pro Jahr (Mo. 18.3755) respektive fur den Asyl- und Flichtlingsbereich
vorgesehene Gelder um CHF 500 Mio. jahrlich gekirzt (Mo. 18.3757) sowie die
sogenannte Kohéasionsmilliarde fur die EU gestrichen werden (Mo. 18.3756) und die frei
werdenden Gelder der AHV zugeflhrt werden sollten. Mit entsprechenden Antragen war
sie zuvor im Nationalrat bei der Besprechung der STAF gescheitert. Die Motionen
18.37565 sowie 18.3756 fanden jedoch in der Herbstsession 2019 ausserhalb der SVP
keinen Anklang und wurden entsprechend deutlich abgelehnt. Die Motion 18.3757
wurde bis zum Ende der Herbstsession 2019 noch nicht behandelt.

Einen weiteren Vorschlag fur eine Zusatzfinanzierung fur die AHV machte Luzi Stamm
(svp, AG; Pa.lv. 19.435) - und somit wiederum ein Mitglied der SVP-Fraktion - im Mai
2019 in einer parlamentarischen Initiative. Demnach sollen zuklnftig aufgrund von fix
installierten  Uberwachungsgeraten ausgestellte Bussen und Geldstrafen im
Strassenverkehr in den AHV-Fonds fliessen. Dabei ging es ihm jedoch nicht in erster
Linie um die Finanzierung der AHV, sondern vor allem um die Uberwachungsgerate.
Durch eine solche Anderung wiirden diejenigen Stellen, die Uberwachungsgerite
aufstellen, nicht direkt von diesen profitieren, wodurch sichergestellt werden kénne,
dass diese tatséachlich zur Sicherheit, nicht nur fur den Profit installiert wirden.
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Im September 2018 reichte schliesslich mit Beat Flach (glp, AG; Po. 18.4009) auch ein
Mitglied der Grunliberalen Fraktion ein Postulat ein, geméss dem der Bundesrat die
Hohe der Zusatzfinanzierung fur die AHV und IV durch eine Legalisierung von Cannabis
und eine Besteuerung analog zu Tabak berechnen sollte. Dieselbe Problematik nahm
auch Fabian Molina (sp, ZH; Anfrage 19.1039) im Juni 2019 in seiner Anfrage an den
Bundesrat auf.

Eine Unterstellung von Gutern und Dienstleistungen des téaglichen Bedarfs unter den
reduzierten Mehrwertsteuersatz sowie eine Erhéhung des Normalsatzes zugunsten der
AHV forderte die Jugendsession 2017 in einer Petition (Pet. 18.2006). *
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